Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 854 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 61. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 18. Februar 1959 


1. Abgeordneter Wie beurteilt der Herr Bundeswirtschafts- 
Schneider minister die weiteren Aussichten des Schiff- 

(Bremerhaven) baues und damit die zu erwartende Beschäfti- 
gungslage auf den deutschen Werften? 

Entspricht es den Tatsachen, daß ein in Nord- 
hessen angesiedelter Zweigbetrieb eines gro- 
ßen bundeseigenen Unternehmens nur Ar- 
beitskräfte unter 45 Jahren einstellt, die 
außerdem nur höchstens 5 km vom Betriebs- 
sitz entfernt wohnen dürfen? 

Zutreffendenfalls: Billigt der Herr Bundes- 
arbeitsminister diese Praxis eines bundes- 
eigenen Unternehmens? 

3. Abgeordneter Hält der Herr Bundespostminister die viel- 

Schneider faltigen drastischen Einschränkungen im Post- 

(Bremerhaven) dienst für vertretbar,, die allenthalben den 

Unwillen der Öffentlichkeit und der Wirt- 
schaft hervorrufen? 

Ist der Herr Bundespostminister bereit, seine 
diesbezüglichen Maßnahmen im einzelnen 
noch einmal zu überprüfen? 

4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Wienand Omnibushaltestelie Altenrath-Höherwiese an 

der Bundesautobahn Köln-Frankfurt (Main) 
aufgehoben werden soll, weil die Gemeinden 
Altenrath und Scheiderhöhe nicht in der Lage 
sind, die geforderte Finanzierung des ver- 
langten Ausbaues der Omnibushaltestelle vor- 
zunchmen? 

Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
durch die Aufhebung der Omnibushaltestelle 
gerade die arbeitende Bevölkerung betroffen 
wird? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten und 
ist sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß im 
Interesse der arbeitenden Bevölkerung dieser 
Gemeinden die Omnibushaltestelle erhalten 
bleibt? 

Welche Vorschriften sind zur Zeit für das 
Meldewesen maßgeblich, wenn ein deutscher 
Staatsangehörigeroder ein Ausländer in einem 
deutschen Hotel übernachtet? 


Druck:: Buehdruckerei Peter Meier, Bulsdorl/Siegburg 


5. Abgeordneter 

Ritzel 


2. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 
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6. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Czaja rung, Bundesbürgschaften zugunsten von Ein- 

zelbauvorhabcn gemäß § 24 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes auch für nachrangige 
Hypotheken (I c- und II b-Hypotheken im 
Range zwischen 60 bis 75 v. H. und im Fami- 
lienheimbau bis zu 90 v. H. der Gesamiher- 
s teilungskosten) zu gewähren und damit die 
Bestrebungen zu fördern. Teile der aus Steuer- 
mitteln refinanzierten Kapitalsubventionen im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
durch mit öffentlichen Zinszuschüssen und 
rückzahlbaren Tilgungsbeihilfen verbilligte 
Kapitalmarktmittel zu ersetzen? 

7. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen mit 

Dürr dem Ziel, vom Jahre 1959 ab statt der ver- 

kaufsoffenen Sonntage vor Weihnachten den 
Einzelhandelsgeschäften an den Samstagnach- 
mit.tagen im Dezember die Offenhaltung der 
Läden zu gestatten? 


8. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung auf den Bun- 

Dr. Mommer desschnellstraßen Mindestgeschwindigkeiten 

einführen? 

9. Abgeordnete^ Welche Zeitspanne ist im Rahmen des Stra- 

Bals ßenbauprogramms des Bundesverkehrsmini- 

steriums für den Ausbau der Bundesstraße 20 
— Umgehungsstraße Titlmoning, Laufen, Sur- 
heim, Freilassing — vorgesehen? 


Ist bei den Planungen zum weiteren Ausbau 
der Bundesstraße 20 schon eine Entscheidung 
der Frage der Ortsumgehungen von Tittmo- 
ning, Laufen, Surheim und Freilassing getrof- 
fen worden? 

10. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Termin für die 
Maier (Freiburg) Vorlage eines Kriegsfolgen-Schlußgesetzes in 

Aussicht genommen, und kann sie darüber 
dem Hohen Hause eine Mitteilung machen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei langer 
Verzögerung des Gesamtgesetzes in einem 
Einzelgesetz die Fragen der Entschädigung der 
Demontagegeschädigten vorweg zu regeln? 

11. Abgeordnete Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 

Dr. Stecker rung, um Rassendiffamierungen in Zukunft zu 

verhüten, wie sie sich am 4. Juli 1958 in Mainz 
ereignet haben, als ein Gastwirt zwei afrika- 
nische Studenten der Mainzer Universität aus 
seinem Lokal verwies mit dem Bemerken, bei 
ihm würden keine „Schwarzen" bedient? 

12. Abgeordnete Wie viele 

Dr. Görgen 1 . Arbeiter, 

2. Angestellte, 

3. Beamte 

sind bei den einzelnen Entschädigungsämtern 
beschäftigt? 
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Wie viele — in Zahlen und Prozenten — von 
diesen Arbeitern, Angestellten und Beamten 
stammen bei den einzelnen Entschädigungs- 
ämtern aus Verfolgtenkreisen? 

Welche Richtlinien bestehen für die Berück- 
sichtigung von Verfolgten bei der Einstellung 
von Fachpersonal in die Entschädigungsämter? 

13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dröscher neuen französischen Währungsmaßnahmen zu 

einer weiteren starken Entwertung des Lohnes 
der Saarpendler geführt haben, sich dadurch 
für mehr als 20 000 Arbeitnehmer die Frage 
stellt, ob eine weitere Beschäftigung an den 
bisherigen Arbeitsplätzen, insbesondere ange- 
sichts der langen Anmarschwege, noch sinn- 
voll ist und somit in diesem ohnehin industrie- 
armen Raum eine spürbare Arbeitslosigkeit 
droht? 

14. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind beabsichtigt, um den 

Dröscher in der übrigen Bundesrepublik lebenden Saar- 

rentnern den durch die Frankenabwertung 
entstehenden Ausfall zu ersetzen? 

15. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen für 

Conrad die Saargrenzgänger, deren Einkommen durch 

die letzte Abwertung des französischen Fran- 
ken um rund 17 v. FI. geschmälert wurden? 

Bedenkt die Bundesregierung dabei, daß erst 
im August 1957 durch eine Frankenabwertung 
dem gleichen Personenkreis schon einmal 
20 v. FL seines Einkommens verlorengingen? 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung damit einverstanden, 

Conrad daß die Saarbergwerke die mit rund 60 Mio 

DM neu errichtete Kohlengrube „St. Barbara" 
stillgelegt haben? 

Wenn ja, teilt die Bundesregierung nicht die 
Befürchtung, daß durch diese Maßnahme die 
Beschäftigten und die Gemeinde des Höcher 
Bergraumes in Schwierigkeiten geraten, und 
ist sie bereit, die Ansiedlung von anderen 
Industrien in diesem Raume als Ersatz für die 
verlorengegangenen Arbeitsplätze zu unter- 
stützen? 

Wird die Bundesregierung als Mehrheits- 
anteilseigner der Saarbergwerkc — falls die 
Stillegung von „St. Barbara" nicht rückgängig 
zu machen ist — die Saarbergwerke anweisen, 
besondere soziale Hilfsmaßnahmen für die be- 
troffenen Bergarbeiter zu treffen? 

17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verbindung 

Ritze! mit der Deutschen Bundesbahn geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen, um auf den Haupt- 
strecken die Beförderung von Autos in Reise- 
und Güterzügen fahrplanmäßig nicht nur an 
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18. Abgeordneter 

Wittrock 


19. Abgeordneter 

Wittrock 


20. Abgeordneter 

Eschmann 


21. Abgeordneter 

Kroll 


22. Abgeordneter 

Windeten 


den Endpunkten oder Ausgangsstationen, son- 
dern auch an einigen größeren Zwischen- 
stationen zu ermöglichen? 

Trifft es zu, daß auf dem 7. Internationalen 
Strafrechtskongreß (Athen 1957) die deutsche 
Delegation bei den Beratungen der Sektion I 
(Kontrolle des richterlichen Ermessens) die 
Auffassung vertreten hat, in Strafsachen dürfe 
keine Entscheidung von einer einzigen Instanz 
getroffen werden, ohne daß die Möglichkeit 
bestehe, eine zweite Instanz anzurufen? 

Wird die Bundesregierung dem Bundestag 
einen Gesetzentwurf vorlegen, der die richter- 
liche Kontrolle eines jeden Urteils in Straf- 
sachen ermöglicht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Karls- 
ruhe als erste Stadt der Bundesrepublik zehn 
Krankentransportwagen umgestaltet hat, um 
so eine wirkungsvolle und oft lebenserhal- 
tende schnelle Behandlung Verkehrsverletzter 
am Unfallort zu ermöglichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Umgestal- 
tung von Krankentransportwagen mit dem 
Ziel zu fördern, daß eine möglichst große Zahl 
dieser Fahrzeuge mit Funksprechapparaten 
und mit Atmungskreislaufgeräten ausgestattet 
wird? 


Wie erklärt es sich, daß die vorgesehene 
Rechtsverordnung zum Artikel 2 § 4 Abs. 2 
Satz 2 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes immer noch nicht erlassen 
ist, obwohl in der Fragestunde der 30. Sitzung 
des Bundestages vom 12. Juni 1958 Staats- 
sekretär Claussen vom Bundesarbeitsministe- 
rium erklärt hat, daß mit dem Erlaß der 
Rechtsverordnung nach den Sommerferien 
1958 des Parlaments zu rechnen sei? 

Ist es richtig, daß die Verordnung zur Ände- 
rung der Allgemeinen Zollordnung und der 
Post-Zollordnung vom 17. November 1958 
(BGBl. I S. 741), die u. a. Erleichterung für die 
Einfuhr von Waren des Buchhandels bringt, 
nur für Päckchen und Drucksachen gilt, jedoch 
Postpakete und Warensendungen ausschließt? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Ver- 
handlungen mit den zuständigen Stellen (Län- 
der, Hochschulen) zu ermöglichen, daß durch 
teilweise Anrechnung der Wehrdienstzeit auf 
die Pflichtpraktika im Hochschulstudium, z. B. 
beim Studium der Geodäsie in Vermessungs- 
einheiten, beim Studium der Medizin in Sani- 
tätseinheiten, beim Studium der Elektrotech- 
nik in Fernmelde- und Radareinheiten usw., 
eine Verkürzung des Zeitverlustes durch 
Wehrdienst der Studenten erreicht wird? 
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23. Abgeordnete 

Frau Beyer 
(Frankfurt) 


24. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


25. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


26. Abgeordneter 

Vogt 


27. Abgeordneter 

Hansing 


28. Abgeordneter 

Dr. Kanka 


Ich frage die Bundesregierung, wann sie die 
von dem Relations Office in Wiesbaden ein- 
genommenen Entschädigungen für die zu 
Übungszwecken in Anspruch genommenen 
Waldungen der Gemeinden Rodheim, Ober- 
Rosbach, Nieder-Rosbach, Ockstadt, Ober- 
Mörlen, Nieder-Mörlen und Langenhain-Zie- 
genberg, die sich inzwischen auf 146 774,40 
DM belaufen, an die Gemeinden weiterleitet. 


Gedenkt die Bundesregierung der vom Bun- 
desrechnungshof geäußerten Auffassung Rech- 
nung zu tragen, die bisherigen Maßnahmen 
zur Förderung der fremdsprachlichen Ausbil- 
dung von Bundesbediensteten seien unzuläng- 
lich? 


Trifft die Meldung zu, daß die Deutsche Bot- 
schaft in Athen — im Gegensatz zur Behand- 
lung eines gleichartigen Falles durch die 
österreichische Botschaft — eine alsbaldige 
Intervention im Sinn persönlicher Bemühung 
eines Botschaftsangehörigen an Ort und Stelle 
unterlassen hat, um einen jungen deutschen 
Fremdenlegionär am Weihnachtsabend von 
einem einlaufenden holländischen Tanker zu 
übernehmen, obwohl die Ankunft der beiden 
blinden Passagiere durch Funk mitgeteilt wor- 
den war? 

Stimmt es, daß der österreichische Staatsange- 
hörige von seiner Botschaft übernommen 
wurde, während das Schiff seine Fahrt mit 
dem Deutschen an Bord fortsetzte, und was 
ist über dessen weiteres Schicksal bekannt? 

Trifft die Behauptung in dem Artikel „Wolfs- 
burger Fehlleistung", abgedruckt in der Zei- 
tung „Europa-Union" vom 23. Januar 1959, zu, 
wonach das Volkswagenwerk bei seiner gro- 
ßen Inseratenaktion zum Jahresende beträcht- 
liche Summen in die Kassen der italienischen 
Kommunisten gelenkt haben soll? 

Welche Beweggründe haben die dafür Ver- 
antwortlichen veranlaßt, in großen kommu- 
nistischen Zeitungen Italiens ganzseitige Inse- 
rate aufzugeben? 

Ist die Bundesregierung in Anbetracht der 
angespannten Beschäftigungslage in der 
Werftindustrie bereit, im Interesse einer För- 
derung des deutschen Schiffsexportes die Lauf- 
zeit der von ihr übernommenen Sicherung und 
Gewährleistungen für Ausfuhrgeschäfte (Her- 
mes-Garantien) zu verlängern? 

Trifft der im Fränkischen Volksblatt vom 
27. Januar 1959 unter Bezugnahme auf die 
Wiener Zeitung „HEUTE" wiedergegebene 
Bericht zu, nach dem sich am 24. Dezember 
1958 in Athen die österreichische Botschaft in 
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29. Abgeordneter 

Felder 


30. Abgeordneter 

Berlin 


31. Abgeordnete 

Frau Strobel 


32. Abgeordneter 

Dr. Schäfer 


vorbildlicher Weise eines aus der Fremden- 
legion entwichenen Österreichers, wahrend 
sich zur gleichen Zeit und am gleichen Ort 
in wenig vorbildlicher Weise die Deutsche 
Botschaft eines aus der Fremdenlegion ent- 
wichenen Deutschen angenommen hat? 

Wenn nein: In welchen Punkten weichen die 
Schilderung und die Tatsachen voneinander 
ab? 

Wenn ja: Was ist unternommen worden oder 
wird unternommen werden, um Verantwort- 
liche zur Verantwortung zu ziehen? 

Was hält der Herr Bundesverteidigungsmini- 
ster von dem Versuch des Presseoffiziers der 
1. Gebirgs-Jäger-Division in Mittenwald, in 
eigenen Lehrgängen sogenannte Truppen- 
berichterstatter auszubilden? 

Teilt der Herr Minister die in Pressekreisen 
herrschende Auffassung, daß eine verstärkte 
Public-Relations-Arbeit der Bundeswehr nach 
dieser Methode nur dann nicht in schädlichen 
Dilettantismus und in politische Einseitigkeit 
(s. frühere P.K. -Berichter) ausartet, wenn die 
verantwortlichen Presseoffiziere den Truppen- 
berichterstattern einen periodischen und un- 
mittelbaren Kontakt zur politisch unabhängi- 
gen und zur parteigebundenen Presse (Besuch 
von Zeitungsverlagen, Vorträge von Berufs- 
journalisten u. a.) ermöglichen? 

Ist der Bundesregierung die seit Jahren be- 
stehende Auseinandersetzung um die Benut- 
zung des Flugplatzgeländes in Bad Lipp- 
springe für den Segelflugsport bekannt, und 
liegt ihr eine Stellungnahme der Landesregie- 
rung Nordrhein-Westfalen in dieser Sache 
vor? 

Wenn ja, in welchem Umfange und in welcher 
Weise ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, die segelflugsporttreibenden Ver- 
eine aus dem Raum Paderborn-Lippe davor zu 
schützen, daß ihnen der besonders geeignete 
Platz durch die in Sennelager stationierten 
britischen Streitkräfte endgültig genommen 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Verord- 
nung oder im Brotgesetz das Mindestgewicht 
für Brötchen auf 50 Gramm festzusetzen, um 
auf diese Weise unlautere Preisforderungen 
bei einem wichtigen Nahrungsmittel zu ver- 
hindern? 

Welche Folgerungen gedenkt die Bundes- 
regierung aus dem Urteil des Bundesverwal- 
tungsgerichts zu ziehen, wonach bei deutschen 
Soldaten, die in französischer Kriegsgefangen- 
schaft waren und die in ein ziviles Beschäfti- 
gungsverhältnis überführt wurden, die Zeit 
des zivilen Beschäftigungsverhältnisses als 
Kriegsgefangenschaft anerkannt wird? 
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33. Abgeordneter 

Junghans 


34. Abgeordneter 

Hansing 


35. Abgeordneter 

Pohle 


36. Abgeordneter 

Pohle 


37. Abgeordneter 

Pohle 


In welchem Ausmaß haben sich die unge- 
schützten Räder zahlreicher LKW-Anhänger, 
insbesondere bei Zwillingsbereifung, unfall- 
gefährdend im deutschen Straßenverkehr aus- 
gewirkt? 

Weiche gesetzlichen Handhaben bestehen 
heute, um zu verhindern, daß von Lastzügen 
mit Anhängern ohne Schutzbleche die über- 
holten bzw. überholenden Kraftfahrzeuge 
durch auffliegende Steine gefährdet oder bei 
feuchter Fahrbahn durch auffliegenden 
Schmutz in ihrer Sicht stark behindert wer- 
den ? 

Was plant die Bundesregierung darüber hin- 
aus zur Beseitigung dieses Übelstandes zu 
tun? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkung des geplanten Kohlezolls auf die 
wirtschaftliche Situation der Schiffahrt und 
der Werftindustrie? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
die auf eine Drosselung der Kohleneinfuhr 
und damit auf eine Einschränkung der Kohlen- 
fracht abzielende Maßnahme der Einführung 
eines Kohlcnzolis zu einem Rückgang des 
Reparaturgeschäfts und zu Stornierungen von 
Kohlenfrachteraufträgen bei den Werften füh- 
ren wird? 

Was gedenkt — falls diese Ansicht geteilt 
wird — die Bundesregierung in Anbetracht 
der ohnehin ernsten Beschäftigungslage der 
Werften hiergegen zu tun? 

Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
daß die im Dänischen Wohld verkehrenden 
Postomnibusse bereits ein zu ehrwürdiges 
Alter haben und unter ihnen besonders ein 
antiker, mit Haltestange versehener Anhän- 
ger hervorsticht, der von den Passagieren des 
Berufsverkehrs mit nordischem Humor allge- 
mein als „Viehtransporter" bezeichnet wird? 

Darf die Bevölkerung in diesem Gebiet auf 
einen baldigen Austausch der Invaliden unter 
den Postomnibussen rechnen? 

Wie viele Jahre werden voraussichtlich die 
Gemeinden Altenholz und Dänischenhagen 
noch auf die Aufstellung eines schon seit Jah- 
ren erbetenen Münzfernsprechers warten müs- 
sen? 

Wie hoch werden nach dem gegenwärtigen 
Stande des Bundesversorgungsgesetzes die 
Einsparungen im Kriegsopferhaushalt in den 
nächsten 5 Jahren voraussichtlich sein, wenn 
der zu erwartende natürliche Abgang von 
Versorgungsberechtigten als Grundlage der 
Schätzung verwandt wird? 
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38. Abgeordnete 

Frau Keilhack 


39. Abgeordnete 

Frau Keilhack 


40. Abgeordneter 

Dr. Brecht 


41. Abgeordneter 

Höcherl 


42. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


Warum ist die Vorlage einer Verordnung zur 
Änderung der Qualitätsmerkmale für Butter, 
die in der Fragestunde am 4. April 1957 für 
„alsbald" zugesagt wurde, noch nicht erfolgt? 
Wann wird sie an den Bundesrat gehen, und 
wird sie eine Verschärfung der jetzigen Be- 
stimmungen im Sinne der Wünsche der Ver- 
braucher enthalten? 

Wie will der Herr Bundesernährungsminister 
die überhöhten Verbraucherpreise für Fleisch, 
insbesondere Rindfleisch, beeinflussen? 

Welche Anweisungen hat die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fleisch bei Auslagerungen 
bekommen, um preisdrückend zu wirken? 
Warum hat das Bundesernährungsministerium 
nicht bereits im Herbst 1958 für ausreichende 
Gefrierfleisch-Importe gesorgt? 

Kann die Bundesregierung in der sprachlichen 
Formulierung der Gesetze und Verordnungen 
nicht darauf achten, daß solche, das Sprach- 
gefühl verletzende Verbindungen mehrerer 
Worte in einer Gesetzesbezeichnung unter- 
bleiben, wie dies kürzlich bei der Benennung 
der 23. Durchführungsverordnung über Aus- 
gleichsabgaben nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz (BGBl. I S. 27) in der kaum aussprech- 
baren Wortprozession „Erste Hypotheken- 
gewinnabgabevorrechts - Durchführungsver- 
ordnung" vorgekommen ist? Ist die Bundes- 
regierung nicht der Meinung, daß einfache 
und klare Sachverhalte, die mit derartigen 
Verordnungen geregelt werden, auch in der 
Gesetzessprache einfach, klar und zutreffend 
bezeichnet werden können und sollen? 

Besteht im Rahmen des Ausbauplanes für die 
Bundesstraßen die Möglichkeit, auch diejeni- 
gen Bundesstraßen, die im Ausbauplan noch 
nicht oder erst in späterer Zeit für einen end- 
gültigen Ausbau vorgesehen sind, vorläufig 
in einfacherer Weise so zu verbessern, daß 
auch auf diesen Straßen eine höhere Sicher- 
heit des Verkehrs erreicht wird? 

Hat das Bundesverkehrsministerium solche 
Maßnahmen vorgesehen, und besteht hierfür 
ein entsprechender Ausbauplan? 

Beabsichtigt die Bundesregierung aus der Tat- 
sache der allgemeinen Zinssenkung auch Kon- 
sequenzen für den Zinssatz der Darlehen aus 
dem Regionalen Förderungsprogramm und 
Industrialisierungsprogramm 1958 zu ziehen? 

Erwägt sie insbesondere die Höhe des Zinses 
(6 v. H. für Darlehen allgemeiner Art und von 
3 1 / / 2 v. H. für Neuansiedlungskredite) in einem 
Maße zu senken, daß in der Darlehensgewäh- 
rung noch ein echter Anreiz für Investitionen 
bzw. Neuansiedlungen in den in Frage kom- 
menden Gebieten liegt? 

Bonn, den 12. Februar 1959 
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